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Wie kann es kommen, dass die Verkehrswende sang- und klanglos beerdigt werden soll?

Gegenmacht zum prinzipienfesten Machtopportunismus!

Es  gibt  keinen Zweifel.  Die  Bundesregierung will  eine wirklich tiambitonierte Verkehrswende zu

weniger Autos und mehr Lebensqutialität von der politschen Ttiagesordnung tiabsetzen. Es geht zu

wie bei Hempels unter dem Softia: Dunkel, chtiaotsch, rumpelnd.

Die Große Kotialiton htiat schon tiauf der Regierungskltiausur in Btiad Meseberg einvernehmlich vertiab-

redet: Ntiach mtianchen sterilen Aufgeregtheiten wie Dieselgtiate, drohenden Ftiahrverboten und einem

EU-Vertrtiagsverletzungsverftiahren  sollte  in  die  Verkehrswende  Ruhe  einkehren.  Keinen  großen

Erwtiartungsgipfel mehr – bis tiauf Weiteres, obwohl für Anftiang 2018 tiangekündigt. Jetzt ohne neue

Terminierung. Nur Kretschmtiann vertiansttialtet einen ökologischen Süd-Autogipfel tiam 20.7.2018 in

Stuttgtiart. Es gibt genügend Indizien, dtiass die Ktianzlerin und vor tiallem ihr Verkehrsminister Andretias

Scheuer den moderierenden Überblick verloren htiaben. Kopfos, konzeptonslos. Eine kltiare Linie ist

nicht erkennbtiar. Von chtiaotschen Zuständen ist tiaus dem Verkehrsministerium und den ntiachgeord-

neten Behörden (z.B. Krtiafftiahrzeugbundestiamt) zu berichten.

Noch nie in der Geschichte der Bundesrepublik htiat es eine Regierung gewtiagt, die verstiammelte

Expertenschtiar der Republik bei einem so wichtgen Themtia qutiasi ntiach Htiause zu schicken. Über 300

Experten htiatte die Bundesregierung tiaus Industrie, Wissenschtiaf, Verwtialtung und Zivilgesellschtiaf

tian den Autogipfeln verstiammelt, um Rtiat und Expertsen einzuholen. Nur ein Bruchteil ist bisher

eingegtiangen. Viele sind in den Schubltiaden des Verkehrsministeriums verschwunden – viele nicht

erstellt,  weil  niemtiand  mehr  mit  einem  konstruktven  Autogipfel  rechnete.  Merkel  htiat  den

gebtiallten  Stiachversttiand der  Republik  destiavouiert  und sich  einer  kritschen Auseintiandersetzung

entzogen.  Anders  gewendet:  Die  politsche Steuerung weitgehend der  domintianten Automobil-

industrie überltiassen, die selbst rtiatlos wirkt. Wie dtiamtials bei der Fintianzmtiarktkrise: Dtia ließ mtian sich

die Gesetze von Ackermtiann dikteren, heute bestellt mtian zwtiar Zetsche (Dtiaimler) ein, um tianschlie-

ßend  zu  vollziehen,  wtias  die  Diessens  (VW),  Sttiadlers  (Audi)  und  Hückschens  (Porsche)  für

notwendig ertiachten. Keine Diesel-Entschädigung,  ein ftiast  ekelerregender Schnäppchen-Wettbe-

werb und ein SUV-Wtiahnsinn, der nur tials vertiantwortungslos bezeichnet werden ktiann.



Die Bundesregierung versteht die Zeichen des Mobilitätswtiandels nicht mehr. Während 73 % der

Bürgerinnen und Bürger den öfentlichen Ntiah- und Fernverkehr tiaus ökologischen und verkehrs-

politschen Gründen tiab 2020 kostenfrei mtiachen wollen (inftiatest-dimtiap 11.-13.6..18), htiantert die

Bundesregierung mit ein ptiatiar untiausgegorenen Modellprojekten in wenigen Städten.

Und dtias selbsttiahrende Auto,  die Wundertüte von Automobilindustrie und Politk, fällt  bei  der

Ktiaufbereitschtiaf der Bürgerinnen und Bürger gltiatt durch. 78 % würden es nicht ktiaufen wollen, nur

21 % könnten sich dtias vorstellen – tiam meisten diejenigen von 18-34 Jtiahren, die es sich ktiaum

leisten könnten. Und von den 21 % mit Ktiaufbereitschtiaf wollen nur schltiappe 46. % bis zu 5.000 €

drtiaufegen.  Autobtiauer,  wtiacht  tiauf  mit  Eurem  unretialistschem  Winterkorn-Tunnelblick.  Die

Menschen wollen Eure teuren Spielzeuge und Biltianzlichter nicht. 

Angeltia Merkel ist tiauch in der Verkehrswende nicht mehr gltiaubwürdig. Ihr Versprechen, die Auto-

industrie in die Pficht nehmen zu wollen, htialten selbst ihre CDU/CSU-Ptiarteitianhänger mit 59 % für

ungltiaubwürdig. Die tianderen Ptiarteitianhänger (Grüne, SPD, FDP, Linke, AfD) mit Werten von 79 % -

92 % ohnehin. Und die Autobesitzer schreiben der Regierung mit 56. % ins Aufgtiabenbuch, den

öfentlichen Personenverkehr in der Verfügbtiarkeit, der Ttiaktung, der Flexibilität und im Komfort zu

optmieren. Die Bürgerinnen und Bürger wollen mehr sehen tials die 1 Mrd. € für ein ptiatiar Elektro-

busse in der kommuntialen Infrtiastruktur. Kurzum: Politk und Automobilindustrie wird tials nervige

Zumutung  empfunden,  nicht  tials  Problemlösung.  Prinzipienfester  Mtiachtopportunismus  zerstört

mittelfristg die demokrtiatsche Legitmtiaton. Es ist soweit bei Merkel.

Die Verkehrswende-Versenkung htiat tiaber tiauch ihre Dulder und Mitspieler. Die EU strengt zwtiar ein

Vertrtiagsverletzungsverftiahren  wegen  zu  hoher  Emissionswerte  tian,  tiaber  Merkel  weiß,  dtiass  ein

Urteil  des  Europäischen  Gerichtshofes  erst  in  vielen  Jtiahren  erfolgen  wird.  Auch  die  wichtge

Entscheidung der Leipziger Richter zu den Ftiahrverboten wird in der Bundesregierung so gelesen,

dtiass ktiaum noch Ftiahrverbote verhängt werden können. Aufregungspotenttial eingedämmt, ltiautet

die Ptiarole in der Vor-Ferienzeit.

Auch von den ermittelnden Sttiatiatstianwtialtschtiafen zu Dieselgtiate htiat die Bundesregierung nichts zu

befürchten. Die Sttiatiatstianwtialtschtiafen sind in der Regel so schwtiach personell  tiausgesttiattet, dtiass

ihre Auflärungstiarbeit  noch Jtiahre dtiauern wird,  tialso politkentschärfend wirkt.  Dtias koopertiatve

Verhtialten der Automobilindustrie gegenüber den Sttiatiatstianwtialtschtiafen ist clever. Mtian zeigt ihnen

die Akten und E-Mtiail-Bestände – die so gewtialtg sind, dtiass die wenigen Sttiatiatstianwälte durch diese

„Berge“ nicht mehr durchkommen. So htiat übrigens VW tialle sttiatiatstianwtialtlichen Ermittlungen tiaus



Brtiaunschweig zu mindestens vier VW-Sktiandtialen blendend übersttianden. Eine Mrd. € Bußgeld zu

verhängen,  gertiade  von  der  Sttiatiatstianwtialt  Brtiaunschweig  gegenüber  VW,  ist  ein  preiswertes

Ohnmtiachtsmenetekel.

Ob dtias Ktiartelltiamt Licht in die tiatembertiaubenden Ktiartelltiabsprtiachen der Automobilindustrie bringt,

dtiarf bezweifelt werden. Auch hier ist der Persontialeinstiatz so schmtial bemessen, dtiass mit einem

Bußverftiahren nicht vor 2021 zu rechnen ist. Industrie und Bundesregierung können durchtiatmen.

Und die Mtiantiager ohnehin, weil sie in der Regel bei der Americtian Insurtiance Group (AIG) so versi -

chert sind, dtiass sie keinen Cent beztiahlen müssen.

Die Bundesregierung ktiann sich eine solche Unvertiantwortlichkeit nur leisten, weil die Oppositons-

ptiarteien so schwtiach sind.  Von der FDP ist ohnehin tiaufgrund ihrer  Interessenltiage nicht viel  zu

erwtiarten. Aber tiauch die Linke und die Grünen wirkten schon im VW-Untersuchungstiausschuss wie

süße Gummi-Löwen. Dtiass die Oppositonsptiarteien es bis heute nicht hinbekommen htiaben, ein

tianspruchsvolles Hetiaring zu den „Alterntiatven zur Verkehrswende“ zu vertiansttialten, spricht Bände.

Ihre Kritker wirken eklektsch und ängstlich.

Die Medien sind ihrer tiauflärerischen Rolle vergleichsweise gut ntiachgekommen. Sie htiaben einige

Sktiandtiale tiakribisch tian die Öfentlichkeit gezerrt. Den „Versenkungsprozess“ der Bundesregierung

htiaben sie bisher weit unter ihren kritschen Möglichkeiten beltiassen.

Auch die Zivilgesellschtiaf ist  bisher weit  unter ihren Möglichkeiten geblieben. Ntiatürlich ist  der

einzelne Beitrtiag von Greenpetiace, BUND, NABU, Ctiamptiact, VCD, Dt. Umwelthilfe, Wissenschtiaflern,

Verkehrsinittiatven u. tia. beeindruckend und hertiausfordernd, tiaber politsch übergreifende Ktiamptia-

gnen scheitern immer wieder tian dem „Interesse  tian sich selbst“.  Wer z.  B.  meint,  wie die Dt.

Umwelthilfe tialles selbst mtiachen zu können, unterschätzt die domintiante Mtiacht der Automobil-

industrie. Auch die Verbrtiaucherverbände spielen eine viel zu ztiahme Rolle – fxiert dtiartiauf, dtias Ohr

der Mächtgen tiauf dem Schoße zu erreichen. Und dtiass sich die Wissenschtiafler ihren Ausboo-

tungsprozess  tiaus  den  Autogipfeln  so  htiaben  geftiallen  ltiassen,  spricht  nicht  gertiade  für  ihren

tiaufrechten Gtiang. Gute Beztiahlung muss jtia nicht mundtot bedeuten.

Nein, Verschwörungstheorien helfen nicht weiter. Es htiandelt sich um eine strukturelle Komplizen-

schtiaf von Politk, Automobilindustrie und Konsumenten, die durchbrochen werden muss, wenn

eine wirkliche Verkehrswende mit weniger Autos und mehr Lebensqutialität sttiatinden soll.  Dtias

Ntiahziel: Den Versenkungsprozess der Bundesregierung verhindern. Nicht nur empören, sondern

den Mächtgen die rote Ktiarte mit dem Mittel des zivilen Ungehorstiams zeigen.
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